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 Was Sie interessieren kann:  

Arbeitsrecht  

ZUGANG EINER KÜNDIGUNG PER EINWURF-

EINSCHREIBEN 

Wird der Zugang einer schriftlichen Erklärung (hier Kündigung) be-

stritten und beruft sich der Absender, der die Beweislast trägt, auf ei-

nen Zugang beim Empfänger per Einwurf-Einschreiben der Deut-

schen Post AG, begründet die Kombination von Einlieferungsbeleg 

der Post und Sendungsstatus der Post noch keinen Beweis des ers-

ten Anscheins für den Zugang. 

Achtung: Das Urteil des Landesarbeitsgerichts Baden-Württemberg 

ist noch nicht rechtskräftig, da Revision beim Bundesarbeitsgericht 

(BAG) eingereicht wurde. 

In einem anderen Fall entschieden die Richter des BAG am 

20.6.2024: „Es besteht ein Beweis des ersten Anscheins, dass Be-

dienstete der Deutschen Post AG Briefe zu den postüblichen Zeiten 

zustellen.“ 

Hier wurde in einem Arbeitsvertrag eine Kündigungsfrist von einem 

Vierteljahr zum Quartalsende vereinbart. Der Arbeitgeber kündigte 

das Arbeitsverhältnis ordentlich zum 31.12.2021 und das Kündi-

gungsschreiben vom 28.9.2021 wurde am 30.9.2021 von einem Be-

diensteten der Deutschen Post AG in den Hausbriefkasten der Ar-

beitnehmerin eingeworfen. Diese meinte, dass das Arbeitsverhältnis 

erst mit Ablauf des 31.3.2022 endet. Sie bestreitet einen Einwurf des 

Schreibens in ihren Hausbriefkasten zu den üblichen Postzustel-

lungszeiten. Mit einer Entnahme am selben Tag war deshalb nicht zu 

 
 



 

 

rechnen gewesen, sodass der Zugang erst am 1.10.2021 erfolgte. 

Das BAG entschied hier zugunsten des Arbeitgebers. 

Hinweis: Es ist daher u.U. ratsam, wichtige Schriftstücke z.B. per 

Einschreiben mit Rückschein zu versenden oder sogar über einen 

Boten zustellen zu lassen. 

 

 

Familienrecht/Erbrecht 

WIRKSAMKEIT EINES VOR DER EHESCHLIEßUNG 

GESCHLOSSENEN ERBVERTRAGS NACH SPÄTERER 

SCHEIDUNG 

Der Bundesgerichtshof (BGH) hatte zu entscheiden, ob ein 

mehrere Jahre vor einer Eheschließung geschlossener Erbver-

trag aufgrund der späteren Scheidung unwirksam ist. Dabei 

handelte es sich um den nachfolgenden Sachverhalt: Im Jahr 

1995 schlossen der Erblasser und die Erblasserin, die zu die-

sem Zeitpunkt in einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft leb-

ten, einen Erbvertrag und setzten sich gegenseitig als Alleiner-

ben ein. Zudem bestimmten sie den Sohn der Frau und die bei-

den Kinder des Mannes als Schlusserben. 

 

Im Jahr 1999 heirateten die Beiden und im Jahr 2021 wurde 

die Ehe geschieden. Während des Scheidungsverfahrens führ-

ten die beiden Verhandlungen über die Aufhebung des Erbver-

trags aus dem Jahr 1995. Zu Lebzeiten der Frau kam es je-

doch zu keiner entsprechenden notariellen Urkunde. Nach dem 

Tod der Erblasserin sah sich der geschiedene Ehemann auf-

grund des früher abgeschlossenen Erbvertrags als Erbe. Der 

Sohn der Verstorbenen vertrat dagegen die Auffassung, dass 

er das alleinige Erbrecht habe, da der Erbvertrag durch die 

Scheidung unwirksam geworden sei. 



 

 

 

Die BGH-Richter entschieden, dass sich die Erbfolge nach 

dem Erbvertrag aus dem Jahr 1995 richtet. Grundsätzlich ist 

eine letztwillige Verfügung, durch die der Erblasser seinen 

Ehegatten bedacht hat, unwirksam, wenn die Ehe vor dem Tod 

des Erblassers aufgelöst worden ist. Das war hier jedoch nicht 

der Fall, denn zum Zeitpunkt der letztwilligen Verfügung be-

stand keine Ehe. 

 

Sonstiges 

ERSATZ BEI NACHTRÄGLICHEM MANGEL AN 

EINER KAUFSACHE 

Ein kürzlich gekauftes Produkt geht plötzlich und unvorherge-

sehen kaputt. Da stellt sich oft die Frage: Wer ist für den Man-

gel verantwortlich und kann vom Verkäufer Ersatz verlangt 

werden? Zunächst wird beim Erwerb eines Produkts automa-

tisch ein Kaufvertrag abgeschlossen. Dieser verpflichtet den 

Verkäufer, dem Käufer das Eigentum an einer mangelfreien 

Sache zu verschaffen. Tritt später ein Mangel auf, handelt es 

sich in der Regel um einen Sachmangel (Beschaffenheit der 

Kaufsache weicht von der vereinbarten ab) und der Käufer hat 

z.B. einen Anspruch auf Nachbesserung oder Ersatzlieferung. 

 

Demgegenüber ist der Käufer nach den Regelungen zum Kauf-

vertrag verpflichtet, den vereinbarten Preis zu zahlen und die 

Sache anzunehmen. Sobald also beide ihre Pflichten erfüllt ha-

ben, geht das Risiko einer Verschlechterung oder des Verlusts 

der Sache auf den Käufer über (Gefahrübergang). In der Praxis 

kann es jedoch vorkommen, dass sich ein Mangel an einer von 

Anfang an fehlerhaften Kaufsache erst nach dem Gefahrüber-

gang zeigt und damit die Frage nach der Beweislast aufwirft. 



 

 

Diese liegt normalerweise nach dem Gefahrübergang beim 

Käufer. 

 

Im Bürgerlichen Gesetzbuch ist allerdings die sog. Beweis-

lastumkehr geregelt. Zeigt sich innerhalb eines Jahres seit Ge-

fahrübergang ein Mangel, so wird vermutet, dass die Ware be-

reits bei Gefahrübergang mangelhaft war, es sei denn, diese 

Vermutung ist mit der Art der Ware oder des mangelhaften Zu-

stands unvereinbar. Liegt also eine Beweislastumkehr vor, 

muss der Verkäufer beweisen, dass der Mangel nicht auf einen 

Fehler zurückzuführen ist, der bereits zu Beginn vorlag. Kann 

dieser Nachweis nicht erbracht werden, ist er verpflichtet, den 

Mangel zu beheben oder Ersatz zu leisten. Vor diesem Hinter-

grund können Unternehmen also auch bei einem später auftre-

tenden Mangel zum Ersatz verpflichtet sein. 


